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(4) Zur Vorbereitung auf die Prüfung kann je­
derzeit widerruflich die Teilnahme am Unter­
richt in Mathematik an Fachakademien anderer 
Ausbildungsrichtungen, an den in § 2 Nr.4 ge­
nannten Lehrgängen und an Fachoberschulen 
gestattet werden. 

(5) Für die Zusatzprüfung gelten §§ 4,5 Abs. 2 
und 3, §§ 6 bis 8, § 10 Abs. 2, §§ 11, 12 Abs. 2 und 3, 
§§ 13, 14, 15 Abs.1 Sätze 1 und 3 sowie § 17 Abs. 3 
und 4 entsprechend. 

(6) Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn 
mindestens die Note "ausreichend" erzielt wird. 

(7) [Über die bestandene Zusatzprüfung erhält 
der Bewerber ein Zeugnis, das dem vom Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus heraus­
gegebenen Muster entsprechen muß. 2In Ver­
bindung mit dem Abschlußzeugnis der Fachaka­
demie und dem Zeugnis über die bestandene 
Ergänzungsprüfung (Zeugnis der Fachhoch­
schulreife gemäß § 17 Abs. 1), bei Absolventen 
von Fachakademien für Sozialpädagogik nur in 
weiterer Verbindung mit der Urkunde über die 
staatliche Anerkennung als Erzieher, verleiht 
dieses Zeugnis die Berechtigung zum Studium 
an Fachhochschulen." 

9. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 
a) Es werden folgende neue Nummern 4, 6 und 9 

eingefügt: 

.. 4. Gemeinde­
pastoral 

6. Heilpädagogik 

Dogmatik Biologie 

Heilpädagogik Biologie 

9. Sozialpädagogik Pädagogik oder 
Psychologie··) Biologie" 

b) Die bisherigen Nummern 4, 5, 6 und 7 werden 
Nummern 5,7,8 und 10. 

c) Es wird folgende Fußnote angefügt: 
.... ) Gesamtnote aus dem Abschlußzeugnis in 

dem Fach, in dem die schriftliche Ab­
schlußprüfung abgelegt wurde." 

10. Anlage 3 wird aufgehoben. 

§2 
(1) [Diese Verordnung tritt am 1. August 1986 in 

Kraft. 2Abweichend hiervon treten § 1 Nrn. 2 und 8 
am 1. August 1987 in Kraft. 

(2) [Bewerber, die vor dem 1. Augus.t 1985 die A?-' 
schlußprüfung an einer Fachakademie der Ausbil­
dungsrichtungen Gemeindepastoral, �H�e�i�l�p�~�?�a�g�o�­
gik und Sozialpädagogik �a�b�g�~�l�e�g�t� haben, konne.n 
die Ergänzungsprüfung nach dieser Verordnung bis 
spätestens 31. Juli 1990 ablegen. 2§ 10 Abs. 3 und § 12 
Abs. 4 finden keine Anwendung. 3Eine Ergänzungs­
prüfung nach Maßgabe des § 1 Nrn. 35.1 bis 35.10 der 
Ergänzenden Bestimmungen zur �A�l�l�g�e�m�e�m�~�n� 
Schulordnung für die Fachakademien der Ausbtl­
dungsrichtung Sozialpädagogik vom 27. August 
1975 (KMBI I S.1771, BayRS 2236-9-1-3-K), geän­
dert durch Verordnung vom 11. Mai 1981 (KMBl I 
S.255), und des § 1 Nrn.35.1 und 35.2 der Verord­
nung über ergänzende Bestimmungen zur Allge­
meinen Schulordnung für die Fachakademien der 
Ausbildungsrichtung Heilpädagogik vom 11. Mai 
1981 (KMBl I S. 244, BayRS 2236-9-1-8-K) kann auf 
Antrag des Bewerbers letztmals im Schuljahr 1986/ 
87 abgelegt werden . 

München, den 31. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Dr. Mathilde Be r ghofe r - We ic h ne r 
Staatssekl'etärin 
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605-11-F 

Verordnung 
zur Durchführung 

des Art. 10a des Finanzausgleichsgesetzes und 
des Art. 4 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schulwegs 

(DVFAG/SchKFrG) 

Vom 4. August 1986 

Auf Grund von Art. 10a Abs. 2 Satz 4 des Finanz­
ausgleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 9. Januar 1986 (GVBI S. 3) und des Art. 4 
Abs. 2 Satz 4 des Gesetzes über die Kostenfreiheit 
des Schulwegs in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 17. Januar 1984 (GVBl S. 13), geändert 
durch Gesetz vom 4. April 1985 (GVBI S. 79), erlas­
sen die Bayerischen Staatsministerien der Finan­
zen und des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Die im Staatshaushaltsplan bei Kap. 13 10 Tit. 653 
01-1 bereitgestellten Mittel werden bis auf die für 
den Ausgleich von Härten benötigten Mittel nach 
der Zahl · der Schüler mit Beförderungsanspruch 
und den Aufwendungen der Aufgabenträger für die 
notwendige Schülerbeförderung verteilt (Vertei­
lungsmasse). 

§2 

1 Die Verteilungsmasse wird in vier Teilmassen 
für 

1. die Bezirke, 

2. die Landkreise, 

3. die kreisfreien Gemeinden, 

4. die kreisangehörigen Gemeinden und Schulver­
bände 

nach dem Verhältnis der Aufwendungen dieser 
Gruppen aufgeteilt. 2Die Teilmassen werden inner­
halb der jeweiligen Gruppe zur Hälfte nach der 
Zahl der Schüler mit Beförderungsanspruch und 
zur Hälfte nach dem Verhältnis der Aufwendungen 
der einzelnen Aufgabenträger verteilt. 3Die pau­
schale Zuweisung darf die Aufwendungen des je­
weiligen Aufgabenträgers nicht übersteigen. 

§3 

Der Berechnung der pauschalen Zuweisungen 
werden 

1. bei Berufsschulen die Schülerzahl zum 15. No­
vember, bei den übrigen Schulen die Schülerzahl 
zum 1. Oktober des vorhergehenden Jahres, 

2. die in der kommunalen Rechnungsstatistik für 
das vorvorhergehende Jahr erfaßten Aufwendun­
gen für die notwendige Schülerbeförderung 

zugrunde gelegt. 

§4 

1 Zu den Schülern mit Beförderungsanspruch ge­
mäß § 3 Nr. 1 gehören auch diejenigen Schüler, die 
vom Aufgabenträger auf Grund § 2 Abs. 3 und 4 der 
Schülerbeförderungsverordnung vom 29. Juli 1983 
(GVBl S. 553), geändert durch Verordnung vom 
12. Mai 1986 (GVBI S. 102), befördert werden. 2ZU 

den Schülern mit Beförderungsanspruch nach § 3 
Nr.1 gehören nicht diejenigen Schüler, die nur auf 
dem Weg von einem Unterrichtsort zum anderen 
befördert werden. 

§5 

Die Aufgabenträger melden bis spätestens 1. De­
zember jeden Jahres dem Landesamt für Statistik 
und Datenverarbeitung die Zahl der Schüler mit 
Beförderungsanspruch zu dem nach § 3 Nr. 1 maß­
gebenden Stichtag. 

§6 

(1) lVergrößert .oder verkleinert.~ich der Z';1stä~­
digkeitsbereich emes Aufgabentragers, so smd m 
den beiden folgenden Jahren die ihm zuzurechnen­
den Aufwendungen für jeden zusätzlichen Schüler 
mit Beförderungsanspruch um seine durchschnitt­
lichen Aufwendungen je Schüler im vorvorherge­
henden Jahr zu erhöhen oder für jeden entfallen­
den Schüler entsprechend zu vermindern. 2Der Auf­
gabenträger meldet dem Landesam~. für Statisti.k 
und Datenverarbeitung die durch die ~derung seI­
nes Zuständigkeitsbereichs bedingte Andenmg der 
Schülerzahl. 

(2) Bei einem neu hinzukommen~en Aufga~en­
träger werden im ersten Jahr und m den belden 
nachfolgenden Jahren die durchschnittlichen Auf­
wendungen je Schüler seiner Gruppe zugrunde 
gelegt. 

§7 

(1) Die Bescheide über die pauschalen Zuweisun­
gen werden vom Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung erlassen. 

(2) 1 Die pauschalen Zuweisungen werden jährlich 
in vier Raten, zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November ausbezahlt. 2Die Aufgabenträger 
erhalten zu diesen Terminen angemessene Ab­
schlagszahlungen, wenn die Bescheide über die 
pauschalen Zuweisungen eines Jahres noch nicht 
erlassen sind. 

(3) 1Stellen sich nach Erlaß des Bescheides Un­
richtigkeiten der Berechnungsgrundlagen heraus, 
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§8 so wird der Ausgleich grundsätzlich mit dem näch­
sten Jahresbescheid herbeigeführt. 2Dabei werden 
die Berechnungsgrundlagen des nächsten Jahres 
entsprechend erhöht oder vermindert. 3In Fällen 
von schwerwiegender Bedeutung kann mit Geneh­
migung der Staatsministerien der Finanzen und 
des Innern der ursprüngliche Bescheid berichtigt 
werden. 4Dies gilt auch, wenn eine Berücksichti­
gung in einem späteren Bescheid nicht möglich ist. 

(1) l§ 3 Nr. 2 tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 2Für 
die Jahre 1985 bis 1987 werden die Aufwendungen 
der Aufgabenträger für das Schuljahr 1983/84 zu­
grunde gelegt. 

(4) lAufgabenträger melden dem Landesamt für 
Statistik und Datenverarbeitung unverzüglich den 
Zeitpunkt ihres Ausscheidens. 2Die Zahlung der 
pauschalen Zuweisungen wird mit der auf das Vier­
telj ahr ihres Ausscheidens folgenden Rate einge­
stellt. 3Diese Rate wird zeitanteilig gekürzt. 

(5) 1 Neu hinzukommende Aufgabenträger erhal­
ten die erste Rate der pauschalen Zuweisungen im 
nachfolgenden Vierteljahr. 2Diese Rate wird zeitan­
teilig gekürzt. 

(2) l§ 5 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1986 in 
Kraft. 2Die Zahl der Schüler mit Beförderungsan­
spruch für das Schuljahr 1985/86 wird gesondert 
erhoben. 

(3) Im übrigen tritt diese Verordnung mit Wir­
kungvom 1. Januar 1985 in Kraft. 

München, den 4. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. h.c. Max S t r e i bl, Staats minister 

Bayerisches Staatsministeriurit des Innern 

Dr. Karl HilI e r m eie r, Staatsminister 

811-1-5-A 

Fünfte Verordnung 
zum Vollzug des § 60 des 

Schwerbehindertengesetzes 

Vom 7. August 1986 

Auf Grund des § 60 Abs. 4 Satz 1 des Schwerbe­
hindertengesetzes in Verbindung mit § 1 der Ver­
ordnung zur Ausführung des Schwerbehinderten­
gesetzes (BayRS 811-1-1-A) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 
folgende Verordnung: 

§1 

Der Vomhundertsatz für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31 . Dezember 1985 beträgt 4,04. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1986 in Kraft. 

München, den 7. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 

Franz Neu bau er, Staatsminister 
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2230-2-3-1-K 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Durchführung des Bayerischen 
Begabtenförderungsgesetzes 

Vom tl.August 1986 

Auf Grund des Art. 11 des Bayerischen Begabten­
förderungsgesetzes (BayBFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. November 1983 (GVBl 
S . 1109), geändert durch Gesetz vom 29. Juli 1986 
(GVBI S. 199), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Fi­
nanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Durchführung des Bayeri­
schen Bt=;gabtenförderungsgesetzes (DVBayBFG) 
vom 8. August 1984 (GVBI S. 283), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 26. August 1985 (GVBI 
S. 474), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

,,§2a 

Büchergeld 

lStudierenden, die die in Art. 10 Abs. 1 Satz 1 
BayBFG genannte Prüfung nicht bestanden ha­
ben, wird bei der erstmaligen Einschreibung an 
einer Hochschule ein einmaliges Büchergeld in 
Höhe von 3000 DM gewährt. 2Das Büchergeld 
wird nach Vorlage der Immatrikulationsbeschei­
nigung und der vom zuständigen Ministerialbe­
auftragten ausgestellten Bescheinigung über das 
Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 von 
der nach § 16 zuständigen Stelle unbar gezahlt." 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
,,Art. 10 Abs. 1 Satz 1" die Worte "oder Satz 4" 
eingefügt, 

b) in Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten 
"Bewilligung des Stipendiums" die Worte ",für 
die Ausbezahlung des Büchergeldes" einge­
fügt. 

3. In § 18 Satz 1 werden nach dem Wort "Stipendi­
ums" die Worte "oder des Büchergeldes" einge­
fügt. 

§2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Oktober 1986 in 
Kraft. 2Sie gilt für alle Studierenden, die ab dem 
Jahr 1986 die Prüfung nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 
BayBFG ablegen. 

München, den 11. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Dr. Mathilde Be r g ho f e r - W eie h n e r 
Staatssekretärin 
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2235-4-1-K 

Verordnung 
über die Prüfung für den Hochschulzugang 

von besonders befähigten Berufstätigen 
(Begabtenprüfungsordnung) 

Vom 12. August 1986 

Auf Grund des Art. 97 Abs. 3 des Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Zweck der Prüfung 

Die Begabtenprüfung soll besonders befähigten 
Berufstätigen, die auf Grund ihrer Begabung, ihrer 
Persönlichkeit und ihrer Vorbildung für ein Hoch­
schulstudium in Frage kommen, den Zugang zum 
Studium an Hochschulen ermöglichen, wenn sie 
studienrelevante Kenntnisse und Fähigkeiten er­
worben haben, wegen ihres Entwicklungsgangs 
keine Hochschulzugangsprüfung ablegen konnten 
und ihnen der Erwerb einer Hochschulzugangsbe­
rechtigung auf anderem Weg nicht zugemutet wer­
den kann. 

§2 

Prüfungsausschuß 

(1) Die Prüfung wird von einem beim Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus gebildeten Prü­
fungsausschuß durchgeführt. 

(2) 1 Der :t;>rüfungsausschuß besteht aus fünf Mit­
gliedern. 2Dem Prüfungsausschuß sollen Hoch­
schullehrer sowie Lehrer an Gymnasien und an be­
ruflichen Schulen angehören. 3Den Vorsitz führt ein 
Beamter des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus. ~ 

(3) 1 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses wer­
den vom Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus für drei Jahre berufen; für jedes Mitglied wird 
ein Vertreter bestellt. 2Die Bestellung kann jeder­
zeit widerrufen werden. 

§3 

Aufgaben des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses 

Der Vorsitzende hat insbesondere folgende Auf­
gaben: 

1. er entscheidet über die Zulassung zur Prüfung, 

2. er bestimmt Ort und Zeit für die schriftlichen und 
mündlichen Prüfungen, 

3. er bestimmt die Aufgaben für die schriftliche 
Prüfung, 

4. er teilt die vom Prüfungsausschuß bestellten 
Prüfer für die schriftlichen und mündlichen Prü­
fungenein, 

5. er stellt das Bestehen oder Nichtbestehen der 
Prüfung auf Grund der von den Prüfungsteilneh­
mern erzielten Prüfungsnoten fest, 

6. er trifft alle übrigen Entscheidungen, die nicht 
anderen Prüfungsorganen übertragen sind. 

§4 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist spä­
testens am 31. Januar für die Frühjahrsprüfung 
oder spätestens am 31. Juli für die Herbstprüfung 
des jeweiligen Jahres beim Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus unter Verwendung des hier­
für vorgesehenen Formblatts zu stellen. 

(2) 1 Dem Antrag sind beizufügen: 

1. ein lückenloser Lebenslauf mit vollständigen An­
gaben zum schulischen und beruflichen Werde­
gang, 

2. sämtliche Schulabgangs- und Übertrittszeugnis­
se nach dem 8. Schuljahr, bei Schulaustritt wäh­
rend des Schuljahres auch das letzte Zwischen­
zeugnis, 

3. die Nachweise über die berufliche Ausbildung 
und über die Berufstätigkeit. 

2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 
im Einzelfall weitere Nachweise fordern. 

§5 

Zulassung zur Prüfung 

(1) lZur Prüfung werden nur Bewerber zuge­
lassen,die 

1. ihre Hauptwohnung in Bayern haben, 

2. bis zum Ablauf der Anmeldefrist das 25. Lebens­
jahr vollendet und in der Regel das 40. Lebens­
jahr nicht überschritten haben und 

3. nach erfolgreichem Abschluß einer beruflichen 
Ausbildung mindestens fünf Jahre berufstätig 
gewesen sind. 

2Die selbständige Führung eines Familienhaus­
halts ist einer Berufstätigkeit im Sinn von Satz 1 
Nr. 3 gleichgestellt. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn der 
Bewerber 

1. bereits einen erfolglosen Versuch unternommen 
hat, eine Hochschulreife oder Fachhochschulreife 
zu erlangen, 

2. sich bereits zweimal erfolglos einer Begabtenprü­
fung unterzogen hat, 

3. die allgemeine Hochschulreife besitzt oder durch 
eine Ergänzungsprüfung erlangen kann, 

4. zu einer anderen Prüfung zur Erlangung einer 
Hochschulreife oder Fachhochschulreife ange­
meldet ist oder 

5. im laufenden oder im vorausgehenden Schulj ahr 
eine Schule besucht oder besucht hat, an der eine 
Hochschulreife oder Fachhochschulreife erwor­
ben werden kann. 
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(3) Die Zulassung kann versagt werden, wenn der 
Bewerber 

1. die Anmeldefrist versäumt oder 

2. die geforderten Unterlagen und Nachweise nicht 
fristgemäß einreicht. 

§6 

Allgemeine Prüfungsanforderungen 

Die Prüfungsanforderungen entsprechen im wis­
senschaftlichen Fachgebiet den Anforderungen von 
Leistungskursen, in den übrigen Fächern den An­
forderungen von Grundkursen in der Abiturprü­
fung. 

§7 

Schriftliche Prüfung 

1 Die schriftliche Prüfung umfaßt drei Teile; sie 
erstreckt sich auf 

1. ein vom Bewerber gewähltes wissenschaftliches 
Fachgebiet, das als Studiengang an einer wissen­
schaftlichen Hochschule des Freistaates Bayern 
angeboten wird, 

2. Deutsch und 

3. Mathematik oder eine zugelassene Fremdspra-
che. 

2Benennt der Bewerber als wissenschaftliches 
Fachgebiet Deutsch, Mathematik oder eine zuge­
lassene Fremdsprache, so werden jeweils auch die 
beiden anderen Fächer schriftlich geprüft. 3Zuge­
lassene Fremdsprachen sind Englisch, Französisch 
und Latein; der Prüfungsausschuß kann andere 
Fremdsprachen zulassen. 

§8 
Mündliche Prüfung 

(1) lZur mündlichen Prüfung wird nur zugelas­
sen, wer in der schriftlichen Prüfung insgesamt 
mindestens 15 Punkte und in jeder schriftlichen 
Teilprüfung mindestens 4 Punkte erreicht. 2Mit der 
Nichtzulassung zur mündlichen Prüfung ist die 
Prüfung nicht bestanden. 

(2) IDie mündliche Prüfung umfaßt vier Teile; sie 
erstreckt sich auf 

1. das wissenschaftliche Fachgebiet, 
2. Mathematik oder eine zugelassene Fremd­

sprache, 

3. Gesch ichte und 

4. e in Fach der 
Fächergruppe 1 (Erdkunde, Sozia lkunde, Wirt­

schafts- und Rechtslehre) 
oder der 

Fächergruppe 2 (Biologie, Chemie, Physik). 

2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be­
stimmt mit der Zulassung die Fächergruppe, in der 
in Ergänzung zur beruflichen Vorbildung des Be­
werbers dessen allgemeine Grundbildung geprüft 
wird; die vom Bewerber getroffene Wahl des Fachs 
innerhalb der Fächergruppe bedarf der Zustim­
mung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. 
3Schriftlich geprüfte Fächer können nicht Gegen­
stand der mündlichen Prüfung gemäß Satz 1 Nrn. 2 
bis 4 sein. 4Falls Mathematik und eine zugelassene 
Fremdsprache oder falls Geschichte schriftlich ge­
prüft werden, erstreckt sich die mündliche Prüfung 

auf ein vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
festgelegtes weiteres Fach aus den Fächergruppen. 

(3) 1 Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprü­
fung. 2Sie wird vom Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses oder von einem von ihm bestimmten Ver­
treter geleitet. 3Daneben muß stets ein Prüfer des 
jeweils zu prüfenden Fachs anwesend sein. 4Neben 
dem Prüfer sind der Vorsitzende und weitere anwe­
sende Prüfer befugt Fragen zu stellen. 

(4) lDie Prüfungszeit beträgt in der Regel für ein 
Fach 30 Minuten. 2In bestimmten Fächern können 
mit Zustimmung des Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses Einlesezeiten gewährt werden. 

(5) Der Verlauf und das 'Ergebnis der mündlichen 
Prüfung sind in einer kurzen Niederschrift festzu­
halten, die Aufschluß über das Prüfungsgebiet und 
die erbrachten Leistungen gibt. 

§9 

Bewertung 

(1) lDie Leistungen werden mittels eines Punkt­
systems bewertet. 2Dabei werden 

sehr gute Leistungen mit 15, 14 oder 13 Punkten, 

gute 'Leistungen mit 12, 11 oder 10 Punkten, 

befriedigende Leistungen mit 9, 8 oder 7 Punkten, 

ausreichende Leistungen mit 6, 5 oder 4 Punkten, 

mangelhafte Leistungen mit 3 oder 2 Punkten oder 
1 Punkt und 

ungenügende Leistungen mit 0 Punkten 

bewertet. 

(2) 1 Die schriftlichen Arbeiten werden von zwei 
Prüfern bewertet. 2Die schriftliche Arbeit im wis­
senschaftlichen Fachgebiet wird von einem Hoch­
schullehrer bewertet; wird die Arbeit mit weniger 
als 4 Punkten bewertet, so läßt der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses eine Zweitbeurteilung durch­
führen. 3Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses. 

(3) 1 Die Leistungen der mündlichen Prüfung wer­
den vom Prüfer des jeweiligen Fachgebiets bewer­
tet. 2Er soll sich dazu mit dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses oder mit dem von ihm be­
stimmten Vertreter sowie mit den während der 
Prüfung anwesenden Prüfern der übrigen Fächer 
der mündlichen Prüfung beraten. 3Sind mehrere 
Prüfer des jeweiligen Fachgebiets anwesend, so 
entscheiden sie gemeinsam; kommt eine Einigung 
nIcht zustande, so entscheidet der Vorsitzende des 
zuständigen Ausschusses. 

§ 10 

Unterschleif 

(1) IBedient sich ein Prüfungsteilnehmer uner­
laubter Hilfe oder macht er den Ver such dazu 
(Unterschleif), so wird die Arbeit abgenommen und 
der Prüfungsteilnehmer von der Prüfung ausge­
schlossen; die Prüfung gilt als nicht bestanden. 2AIs 
Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zugelas­
semir Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 3Ebenso 
kann verfahren werden, wenn die Handlung zu 
fremdem Vorteil unternommen wird. 

(2) lWird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die 
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betreffende Prüfungsleistung nachträglich mit 
o Punkten zu bewerten und die Prüfung für nicht 
bestanden zu erklären. 2Ein erteiltes Zeugnis ist 
einzuziehen. 

(3) Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses. 

§1l 
Rücktritt und Versäumnis 

(1) lTritt ein zugelassener Bewerber vor Beginn 
der Prüfung ohne triftigen Grund zurück, so gilt die 
Prüfung als abgelegt und nicht bestanden. 2Glei­
ches gilt, wenn ein Prüfungsteilnehmer nach dem 
Beginn der Prüfung zurücktritt oder die Prüfung 
ganz oder teilweise versäumt, es sei denn, er hat das 
Versäumnis nicht zu vertreten. 3Erkrankungen, 
welche die Teilnahme an der Prüfung verhindern, 
sind unverzüglich durch amts ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen. 

(2) 1 Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, die schriftliche Prü­
fung nicht vollständig ablegen, so gilt die Prüfung 
als nicht abgelegt. 2Kann ein Prüfungsteilnehmer 
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, die 
mündliche Prüfung nicht innerhalb des Prüfungs­
termins vollständig ablegen, so muß er sich im 
nächsten Prüfungstermin den vier Teilen der 
mündlichen Prüfung unterziehen; die Leistungen 
der schriftlichen Prüfung werden angerechnet. 

(3) Unterzieht sich ein Prüfungsteilnehmer ganz 
oder teilweise einer Prüfung, so können nachträg­
lich gesundheitliche Gründe, denen zufolge die Prü­

. fungsleistung nicht gewertet werden soll, nicht an­
erkannt werden. 

§ 12 

Zeugnis 

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn in den Teil­
prüfungen insgesamt mindestens 35 Punkte einfa­
cher Wertung und in jeder Teilprüfung jeweils min­
destens 4 Punkte einfacher Wertung erreicht wer­
den. 

(2) lDie Gesamtnote ist nach der als Anlage bei­
gefügten Tabelle aus der Gesamtpunktzahl zu er­
mitteln. 2Die Gesamtpunktzahl ergibt sich aus der 
Summe der in der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung erzielten Punkte, wobei die Leistungen der 
schriftlichen Prüfung im wissenschaftlichen Fach­
gebiet achtfach, in den beiden anderen Fächern je­
weils sechsfach und die Leistungen der mündlichen 
Prüfung im wissenschaftlichen Fachgebiet vierfach 
und in den drei anderen Fächern jeweils dreifach 
gewertet werden. 

In." 
;':0 (3) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein 
~~ Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife. 

~~ § 13 
!l!ijl r Wiederholung der Prüfung ;ß 
il.: Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal und 
." al nur insgesamt wiederholt werden. 

~j 
l ~ §M 

Schlußbestimmungen ~ o 
21 (1) lDiese Verordnung tritt am 15. August 1986 in 
21 Kraft. 2Die Prüfungsordnung für die Zulassung zum 

Hochschulstudium ohne Reifezeugnis (Begabten­
prüfung) vom 7. Dezember 1971 (GVBl S. 460, BayRS 
2235-4-1-K), geändert durch Verordnung vom 
25. Mai 1972 (GVBl S. 207), tritt unbeschadet des Ab­
satzes 2 gleichzeitig außer Kraft. 

(2) Auf Antrag kann Bewerbern gestattet werden, 
bis spätestens 31. Dezember 1987 die Begabten­
prüfung nach den bisher geltenden Bestimmungen 
abzulegen. 

(3) lDas Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann von einzelnen Bestimmungen dieser 
Prüfungsordnung Ausnahmen gewähren, weim 
ihre Anwendung im Einzelfall zu einer unbilligen 
Härte führen würde und die Abweichung auch un­
terdem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung un­
bedenklich erscheint. 2Insbesondere kann das 
Staatsministerium in einer Übergangszeit bis läng­
stens 31. Dezember 1990 für die Zulassung zur Prü­
fung eine in der Regel mindestens vierjährige ent­
sprechende berufliche Tätigkeit dem Abschluß 
einer beruflichen Ausbildung gleichstellen. 

München, den 12. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I.V. Dr. Mathilde B er g hof e r - We ich n e r 
Staatssekretärin 

Anlage 
zu § 12 Abs. 2. 

Die Gesamtnote (N) ist nach folgender Tabelle 
aus der Gesamtpunktzahl (P) zu ermitteln: 

P N 

495-453 1,0 
452-443 1,1 
442-433 · 1,2 
432-423 1,3 
422-413 1,4 
412-403 1,5 
402-393 1,6 
392-383 1,7 
382-373 1,8 
372-364 1,9 
363-354 2,0 
353-344 2,1 
343-334 2,2 
333-324 2,3 
323-314 2,4 
313-304 2,5 
303-294 2,6 
293-284 2,7 
283-274 2,8 
273-265 2,9 
264-255 3,0 
254-245 3,1 
244-235 3,2 
234-225 3,3 
224-215 3,4 
214-205 3,5 
204-195 3,6 
194-185 3,7 
184-175 3,8 
174-166 3,9 
165-162 4,0 
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720-1-W 

Verordnung 
über die Zuständigkeit auf den Gebieten 

der Preisbildung, Preisprüfung und der Preisangaben 

Vom 18. August 1986 

Auf Grund von § 10 des Preisgesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
720-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, geän­
dert durch Art. 22 des Gesetzes vom 18. Februar 
1986 (BGBl I S. 265), in Verbindung mit § 1 des Ge­
setzes über Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen vom 3. Juli 1961 (BGBI I 
S. 856) und mit § 1 der Verordnung über die Zustän­
digkeit zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
(BayRS 103-2-S) sowie auf Grund von Art. 7 Abs. 4 
des Gesetzes über Zuständigkeiten zum Vollzug 
wirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 12. Juli 
1986 (GVBI S. 126) erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Wirtschaft und Verkehr folgende 
Verordnung: 

§1 

(1) Zur Ausübung der preisrechtlichen Befugnis­
se auf dem Gebiet der Preisbildung und Preisprü­
fung sind in folgenden Fällen die Regierungen 
zuständig: 

1. Prüfung der Zulässigkeit von Preisen für öffentli­
che Aufträge nach § 9 der Verordnung PR Nr. 30/ 
53 vom 21. November 1953 (BAnz Nr.244) in der 
jeweils geltenden Fassung und nach § 16 der Ver­
ordnung PR Nr. 1/72 vom 6. März 1972 (BGBl I 
S. 293) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
Mitwirkung bei Feststellung der Angemessenheit 
von Selbstkostenpreisen nach § 10 Abs.1 der Ver­
ordnung PR Nr. 30/53 und nach § 17 Abs. 1 der 
Verordnung PR Nr. 1/72, 

2. Genehmigung von Unter- und Überschreitungen 
der Tarife im Güternahverkehr nach § 15 Abs. 2 
der Verordnung TS Nr. 11/58 über einen Tarif für 
den Güternahverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(GNT) vom 29. Dezember 1958 (BAnz 1959 Nr. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung, 

3. Genehmigung zur Einbeziehung der Sonderab­
schreibungen nach dem Grenzlandförderungs­
programm in die Vergleichsrechnung zur Ermitt­
lung der Höhe von Konzessionsabgaben der 

Elektrizitäts-, Gas- und Wasserversorgungsun­
ternehmen nach §§ 5 und 11 der Konzessionsab­
gabenanordnung vom 4. März 1941 (RAnz Nr. 57 
und 120) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Ausübung der preisrechtlichen Befugnis­
se auf den Gebieten der Preisbildung, die in Ab­
satz 1 nicht genannt sind, obliegt dem Staatsmini­
sterium für Wirtschaft und Verkehr. 

(3) Preisbildende Maßnahmen allgemeiner Art 
kann das Staatsministerium für Wirtschaft und 
Verkehr auch auf den in Absatz 1 genannten Gebie­
ten treffen. 

(4) Unberührt bleibt die Zuständigkeit zur Preis­
bildung auf den in Absatz 1 nicht genannten Gebie­
ten, die nicht durch Rechtsvorschriften auf Grund 
des Preisgesetzes geregelt sind. 

§2 

Zur Durchführung des Preisangabengesetzes 
vom 3. Dezember 1984 (BGBl I S. 1429) und darauf 
beruhender Rechtsverordnungen sind die Kreis­
verwaltungsbehörden zuständig. 

§3 

IDiese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Zuständigkeit auf dem Gebiet der Preisbildung und 
Preisprüfung (BayRS 720-1-W), geändert durch 
Verordnung vom 23. Juli 1984 (GVBl S. 261), außer 
Kraft. 

München, den 18. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

I.V.Dr. Georg von Waldenfels 
Staatssekretär 
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